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die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht (Artikel 94 Absatz 1
Nummer 3 und Artikel 84 Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes),

8. in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem Bund und
den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder innerhalb eines Lan-
des, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist (Artikel 94 Absatz 1
Nummer 4 des Grundgesetzes),

8a. über Verfassungsbeschwerden (Artikel 94 Absatz 1 Nummer 4a und 4b des
Grundgesetzes),

9. über Richteranklagen gegen Bundesrichter und Landesrichter (Artikel 98
Abs. 2 und 5 des Grundgesetzes),

10. über Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, wenn diese Ent-
scheidung durch Landesgesetz dem Bundesverfassungsgericht zugewiesen
ist (Artikel 99 des Grundgesetzes),

11. über die Vereinbarkeit eines Bundesgesetzes oder eines Landesgesetzes mit
dem Grundgesetz oder die Vereinbarkeit eines Landesgesetzes oder sons-
tigen Landesrechts mit einem Bundesgesetz auf Antrag eines Gerichts
(Artikel 100 Abs. 1 des Grundgesetzes),

11a. über die Vereinbarkeit eines Beschlusses des Deutschen Bundestages zur
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit dem Grundgesetz auf Vor-
lage nach § 36 Abs. 2 des Untersuchungsausschussgesetzes1),

12. bei Zweifeln darüber, ob eine Regel des Völkerrechts Bestandteil des
Bundesrechts ist und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten für den
einzelnen erzeugt, auf Antrag des Gerichts (Artikel 100 Abs. 2 des Grund-
gesetzes),

13. wenn das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des Grund-
gesetzes von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder des
Verfassungsgerichts eines anderen Landes abweichen will, auf Antrag dieses
Verfassungsgerichts (Artikel 100 Abs. 3 des Grundgesetzes),

14. bei Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundes-
recht (Artikel 126 des Grundgesetzes),

15. in den ihm sonst durch Bundesgesetz zugewiesenen Fällen (Artikel 94
Absatz 3 des Grundgesetzes).

§ 14 [Zuständigkeit der Senate] (1) 1Der Erste Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts ist zuständig für Normenkontrollverfahren (§ 13 Nr. 6 und 11),
in denen überwiegend die Unvereinbarkeit einer Vorschrift mit Grundrechten
oder Rechten aus den Artikeln 33, 101, 103 und 104 des Grundgesetzes2)
geltend gemacht wird, sowie für Verfassungsbeschwerden mit Ausnahme der
Verfassungsbeschwerden nach § 91 und der Verfassungsbeschwerden aus dem
Bereich des Wahlrechts. 2Das Gleiche gilt, wenn eine Landesregierung zusam-
men mit einem Normenkontrollantrag (§ 13 Nr. 6) nach Satz 1 einen Antrag
nach § 13 Nr. 6a oder 6b stellt.

(2) Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts ist zuständig in den
Fällen des § 13 Nr. 1 bis 5, 6a bis 9, 11a, 12 und 14, ferner für Normen-
kontrollverfahren und Verfassungsbeschwerden, die nicht dem Ersten Senat
zugewiesen sind.

(3) In den Fällen des § 13 Nr. 10 und 13 bestimmt sich die Zuständigkeit der
Senate nach der Regel der Absätze 1 und 2.

1) Nr. 12.
2) Nr. 1.
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(4)1) 1Das Plenum des Bundesverfassungsgerichts kann mit Wirkung vom
Beginn des nächsten Geschäftsjahres die Zuständigkeit der Senate abweichend
von den Absätzen 1 bis 3 regeln, wenn dies infolge einer nicht nur vorüber-
gehenden Überlastung eines Senats unabweislich geworden ist. 2Die Regelung
gilt auch für anhängige Verfahren, bei denen noch keine mündliche Verhand-
lung oder Beratung der Entscheidung stattgefunden hat. 3Der Beschluß wird
im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht.

(5) 1Wenn zweifelhaft ist, welcher Senat für ein Verfahren zuständig ist, so
entscheidet darüber ein Ausschuß, der aus dem Präsidenten, dem Vizepräsiden-
ten und vier Richtern besteht, von denen je zwei von jedem Senat für die
Dauer des Geschäftsjahres berufen werden. 2Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 15 [Vorsitz und Beschlussfähigkeit] (1) 1Der Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts und der Vizepräsident führen den Vorsitz in ihrem Senat. 2 Sie
werden von dem dienstältesten, bei gleichem Dienstalter von dem lebensältes-
ten anwesenden Richter des Senats vertreten.

(2) 1 Jeder Senat ist beschlußfähig, wenn mindestens sechs Richter anwesend
sind. 2 Ist ein Senat in einem Verfahren von besonderer Dringlichkeit nicht
beschlußfähig, ordnet der Vorsitzende ein Losverfahren an, durch das so lange
Richter des anderen Senats als Vertreter bestimmt werden, bis die Mindestzahl
erreicht ist. 3Die Vorsitzenden der Senate können nicht als Vertreter bestimmt
werden. 4Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(3) 1Nach Beginn der Beratung einer Sache können weitere Richter nicht
hinzutreten. 2Wird der Senat beschlußunfähig, muß die Beratung nach seiner
Ergänzung neu begonnen werden.

(4) 1 Im Verfahren gemäß § 13 Nummer 1, 2, 2a, 4 und 9 bedarf es zu einer
dem Antragsgegner nachteiligen Entscheidung in jedem Fall einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Mitglieder des Senats. 2 Im übrigen entscheidet die
Mehrheit der an der Entscheidung mitwirkenden Mitglieder des Senats, soweit
nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt. 3Bei Stimmengleichheit kann ein
Verstoß gegen das Grundgesetz2) oder sonstiges Bundesrecht nicht festgestellt
werden.

§ 15a [Berufung von Kammern; Verteilung der Verfassungsbeschwer-
den] (1) 1Die Senate berufen für die Dauer eines Geschäftsjahres mehrere
Kammern. 2 Jede Kammer besteht aus drei Richtern. 3Die Zusammensetzung
einer Kammer soll nicht länger als drei Jahre unverändert bleiben.

(2) Der Senat beschließt vor Beginn eines Geschäftsjahres für dessen Dauer
die Verteilung der Anträge nach § 80 und der Verfassungsbeschwerden nach
den §§ 90 und 91 auf die Berichterstatter, die Zahl und Zusammensetzung der
Kammern sowie die Vertretung ihrer Mitglieder.

§ 16 [Plenarentscheidungen] (1) Will ein Senat in einer Rechtsfrage von
der in einer Entscheidung des anderen Senats enthaltenen Rechtsauffassung
abweichen, so entscheidet darüber das Plenum des Bundesverfassungsgerichts.

(2) Es ist beschlußfähig, wenn von jedem Senat zwei Drittel seiner Richter
anwesend sind.

1) Siehe hierzu ua den Beschl. des Plenums des BVerfG v. 19.12.2023 (BGBl. 2024 I Nr. 42) v. 5.12.
2023.

2) Nr. 1.

9 BVerfGG §§ 15–16 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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II. Teil. Verfassungsgerichtliches Verfahren

Erster Abschnitt. Allgemeine Verfahrensvorschriften
§ 17 [Anwendung von Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes]

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind hinsichtlich der
Öffentlichkeit, der Sitzungspolizei, der Gerichtssprache, der Beratung und
Abstimmung die Vorschriften der Titel 14 bis 16 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes entsprechend anzuwenden.

§ 17a [Zulässigkeit von Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen]
(1) 1Die Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht einschließlich der

Verkündung von Entscheidungen ist öffentlich. 2Ton- und Fernseh-Rundfunk-
aufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentlichen
Vorführung oder der Veröffentlichung ihres Inhalts sind nur zulässig
1. in der mündlichen Verhandlung, bis das Gericht die Anwesenheit der Betei-

ligten festgestellt hat,
2. bei der öffentlichen Verkündung von Entscheidungen.
3Die Tonübertragung in einen Arbeitsraum für Personen, die für Presse, Hör-
funk, Fernsehen oder für andere Medien berichten, kann durch Anordnung
des oder der Vorsitzenden zugelassen werden.

(2) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten oder Dritter
sowie eines ordnungsgemäßen Ablaufs des Verfahrens kann der oder die Vor-
sitzende die Aufnahmen nach Absatz 1 Satz 2 oder deren Übertragung sowie
die Übertragung nach Absatz 1 Satz 3 ganz oder teilweise untersagen oder von
der Einhaltung von Auflagen abhängig machen.

(3) 1Tonaufnahmen der Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht ein-
schließlich der Verkündung von Entscheidungen können zu wissenschaftlichen
und historischen Zwecken durch Senatsbeschluss zugelassen werden, wenn es
sich um ein Verfahren von herausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung für
die Bundesrepublik Deutschland handelt. 2Zur Wahrung schutzwürdiger Inte-
ressen der Beteiligten oder Dritter oder zur Wahrung eines ordnungsgemäßen
Ablaufs des Verfahrens können die Aufnahmen durch den Vorsitzenden oder
die Vorsitzende teilweise untersagt werden. 3Die Aufnahmen sind nicht zu den
Akten zu nehmen und dürfen weder herausgegeben noch für Zwecke des
aufgenommenen oder eines anderen Verfahrens genutzt oder verwertet wer-
den. 4Die Aufnahmen sind vom Gericht nach Abschluss des Verfahrens dem
Bundesarchiv zur Übernahme anzubieten, das nach dem Bundesarchivgesetz
festzustellen hat, ob den Aufnahmen ein bleibender Wert zukommt. 5Nimmt
das Bundesarchiv die Aufnahmen nicht an, sind die Aufnahmen durch das
Gericht zu löschen. 6 § 25a Satz 2 bleibt unberührt.

(4) Gegen die Anordnungen des oder der Vorsitzenden kann der Senat
angerufen werden.

§ 18 [Ausschließung eines Richters] (1) Ein Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts ist von der Ausübung seines Richteramtes ausgeschlossen, wenn
er
1. an der Sache beteiligt oder mit einem Beteiligten verheiratet ist oder war,

eine Lebenspartnerschaft führt oder führte, in gerader Linie verwandt oder
verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis
zum zweiten Grade verschwägert ist oder

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht §§ 17–18 BVerfGG 9
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2. in derselben Sache bereits von Amts oder Berufs wegen tätig gewesen ist.

(2) Beteiligt ist nicht, wer auf Grund seines Familienstandes, seines Berufs,
seiner Abstammung, seiner Zugehörigkeit zu einer politischen Partei oder aus
einem ähnlich allgemeinen Gesichtspunkt am Ausgang des Verfahrens interes-
siert ist.

(3) Als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt nicht
1. die Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren,
2. die Äußerung einer wissenschaftlichen Meinung zu einer Rechtsfrage, die

für das Verfahren bedeutsam sein kann.

§ 19 [Ablehnung eines Richters wegen Besorgnis der Befangenheit;
Bestimmung eines Vertreters] (1) Wird ein Richter des Bundesverfassungs-
gerichts wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, so entscheidet das Ge-
richt unter Ausschluß des Abgelehnten; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2) 1Die Ablehnung ist zu begründen. 2Der Abgelehnte hat sich dazu zu
äußern. 3Die Ablehnung ist unbeachtlich, wenn sie nicht spätestens zu Beginn
der mündlichen Verhandlung erklärt wird.

(3) Erklärt sich ein Richter, der nicht abgelehnt ist, selbst für befangen, so
gilt Absatz 1 entsprechend.

(4) 1Hat das Bundesverfassungsgericht die Ablehnung oder Selbstablehnung
eines Richters für begründet erklärt, wird durch Los ein Richter des anderen
Senats als Vertreter bestimmt. 2Die Vorsitzenden der Senate können nicht als
Vertreter bestimmt werden. 3Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 20 [Akteneinsicht] Die Beteiligten haben das Recht der Akteneinsicht.

§ 21 [Wahrung von Terminen durch Beauftragte von Personengrup-
pen] Wenn das Verfahren von einer Personengruppe oder gegen eine Per-
sonengruppe beantragt wird, kann das Bundesverfassungsgericht anordnen, daß
sie ihre Rechte, insbesondere das Recht auf Anwesenheit im Termin, durch
einen oder mehrere Beauftragte wahrnehmen läßt.

§ 22 [Prozessvertretung] (1) 1Die Beteiligten können sich in jeder Lage
des Verfahrens durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum
Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen; in der mündlichen
Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht müssen sie sich in dieser Weise
vertreten lassen. 2Gesetzgebende Körperschaften und Teile von ihnen, die in
der Verfassung oder in der Geschäftsordnung mit eigenen Rechten ausgestattet
sind, können sich auch durch ihre Mitglieder vertreten lassen. 3Der Bund, die
Länder und ihre Verfassungsorgane können sich außerdem durch ihre Beamten
vertreten lassen, soweit sie die Befähigung zum Richteramt besitzen oder auf
Grund der vorgeschriebenen Staatsprüfungen die Befähigung zum höheren
Verwaltungsdienst erworben haben. 4Das Bundesverfassungsgericht kann auch
eine andere Person als Beistand eines Beteiligten zulassen.

(2) 1Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. 2 Sie muß sich ausdrücklich auf
das Verfahren beziehen.

9 BVerfGG §§ 19–22 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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(3) Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so sind alle Mitteilungen des Gerichts an
ihn zu richten.

§ 23 [Einleitung des Verfahrens] (1) 1Anträge, die das Verfahren einleiten,
sind schriftlich beim Bundesverfassungsgericht einzureichen. 2 Sie sind zu be-
gründen; die erforderlichen Beweismittel sind anzugeben.

(2) Der Vorsitzende oder, wenn eine Entscheidung nach § 93c in Betracht
kommt, der Berichterstatter stellt den Antrag dem Antragsgegner, den übrigen
Beteiligten sowie den Dritten, denen nach § 27a Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben wird, unverzüglich mit der Aufforderung zu, sich binnen einer
zu bestimmenden Frist dazu zu äußern.

(3) 1Der Vorsitzende oder der Berichterstatter kann jedem Beteiligten auf-
geben, binnen einer zu bestimmenden Frist die erforderliche Zahl von Ab-
schriften seiner Schriftsätze und der angegriffenen Entscheidungen für das
Gericht und für die übrigen Beteiligten nachzureichen. 2Das gilt nicht für
elektronisch übermittelte Dokumente.

§ 23a [Maßgabe für die Einreichung beim Bundesverfassungsgericht
als elektronische Dokumente] (1) Schriftlich einzureichende Anträge und
Erklärungen sowie sonstige Schriftsätze und deren Anlagen können nach Maß-
gabe der folgenden Absätze als elektronische Dokumente beim Bundesverfas-
sungsgericht eingereicht werden.

(2) 1Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Bun-
desverfassungsgericht geeignet sein. 2 Für die Übermittlung und die Eignung
zur Bearbeitung durch das Bundesverfassungsgericht gelten die in der Elektro-
nischer-Rechtsverkehr-Verordnung geregelten technischen Rahmenbedingun-
gen des elektronischen Rechtsverkehrs entsprechend.

(3) 1Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg einge-
reicht werden. 2Satz 1 gilt nicht für Anlagen. 3 Soll ein schriftlich einzureichen-
der Antrag oder eine schriftlich einzureichende Erklärung eines Beteiligten
oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht werden, so kann
der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklärung in ein elektro-
nisches Dokument übertragen und durch den Bevollmächtigten, den Vertreter
oder den Beistand nach Satz 1 übermittelt werden.

(4) 1 Sichere Übermittlungswege sind
1. der Übermittlungsweg zwischen den besonderen elektronischen Anwalts-

postfächern nach den §§ 31a und 31b der Bundesrechtsanwaltsordnung oder
einem entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage errichteten elektro-
nischen Postfach und der elektronischen Poststelle des Bundesverfassungs-
gerichts,

2. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifi-
zierungsverfahrens eingerichteten Postfach einer Behörde oder einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts und der elektronischen Poststelle des
Bundesverfassungsgerichts,

3. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifi-
zierungsverfahrens eingerichteten elektronischen Postfach einer natürlichen
oder juristischen Person oder einer sonstigen Vereinigung und der elektro-
nischen Poststelle des Bundesverfassungsgerichts,

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht §§ 23, 23a BVerfGG 9
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4. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifi-
zierungsverfahrens genutzten Postfach- und Versanddienst eines Nutzerkon-
tos im Sinne des § 2 Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes und der elektro-
nischen Poststelle des Bundesverfassungsgerichts,

5. sonstige bundeseinheitliche Übermittlungswege, die durch Rechtsverord-
nung der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt wer-
den, bei denen die Authentizität und Integrität der Daten sowie die Barrie-
refreiheit gewährleistet sind.

2 Für die Übermittlungswege gemäß Satz 1 Nummer 2 bis 4 gelten die näheren
Regelungen der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung entsprechend.

(5) 1Ein elektronisches Dokument ist eingegangen, sobald es auf der für den
Empfang bestimmten Einrichtung des Bundesverfassungsgerichts gespeichert
ist. 2Dem Absender ist eine automatisierte Bestätigung über den Zeitpunkt des
Eingangs zu erteilen.

(6) 1 Ist ein elektronisches Dokument für das Bundesverfassungsgericht zur
Bearbeitung nicht geeignet, ist dies dem Absender unter Hinweis auf die
Unwirksamkeit des Eingangs unverzüglich mitzuteilen. 2Das Dokument gilt als
zum Zeitpunkt der früheren Einreichung eingegangen, sofern der Absender es
unverzüglich in einer für das Bundesverfassungsgericht zur Bearbeitung geeig-
neten Form nachreicht und glaubhaft macht, dass es mit dem zuerst einge-
reichten Dokument inhaltlich übereinstimmt.

§ 23b [Qualifizierte elektronische Signatur] 1 Soweit die handschriftliche
Unterzeichnung durch den Richter, den Rechtspfleger oder den Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle vorgeschrieben ist, genügt dieser Form die Auf-
zeichnung als elektronisches Dokument, wenn die verantwortenden Personen
am Ende des Dokuments ihren Namen hinzufügen und das Dokument mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen. 2Der in Satz 1 genannten
Form genügt auch ein elektronisches Dokument, in welches das handschriftlich
unterzeichnete Schriftstück gemäß § 23e Absatz 2 Satz 4 übertragen worden
ist.

§ 23c [Übermittlung als elektronische Dokumente]
[bis 31.12.2035: (1)] 1 Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen

sowie sonstige Schriftsätze und deren Anlagen, die durch einen Rechtsanwalt,
durch einen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 vertretungsberechtigten Rechtslehrer,
durch eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronische Dokumente zu
übermitteln. 2 Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich,
bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. 3Die
vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüg-
lich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Doku-
ment nachzureichen.
[Abs. 2 bis 31.12.2035:]

(2) 1Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen
des Bundes oder der Länder als Verschlusssache VS-NUR FÜR DEN
DIENSTGEBRAUCH oder höher eingestuft sind, dürfen bis zum 31. Dezem-
ber 2035 in Papierform übermittelt werden. 2Die für die Handhabung von
Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberührt.

9 BVerfGG §§ 23b, 23c Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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§ 23d [Ausdrucke für Akten in Papierform] (1) 1Werden die Akten in
Papierform geführt, ist von einem elektronischen Dokument ein Ausdruck für
die Akte zu fertigen. 2Kann dies bei Anlagen nicht oder nur mit unverhält-
nismäßigem Aufwand erfolgen, so kann ein Ausdruck unterbleiben. 3Die
Daten sind in diesem Fall dauerhaft zu speichern; der Speicherort ist akten-
kundig zu machen.

(2) Wird das elektronische Dokument auf einem sicheren Übermittlungsweg
eingereicht, so ist dies aktenkundig zu machen.

(3) Ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur versehen und nicht auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht,
muss der Ausdruck einen Vermerk darüber enthalten,
1. welches Ergebnis die Integritätsprüfung des Dokumentes ausweist,
2. wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist,
3. welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der Signatur

ausweist.
(4) Ein eingereichtes elektronisches Dokument kann nach Ablauf von sechs

Monaten gelöscht werden.

§ 23e [Elektronische Führung der Verfahrensakten] (1) 1Die Verfah-
rensakten können elektronisch geführt werden. 2 Sie können auch teilweise
elektronisch geführt werden.

(2) 1Werden die Verfahrensakten elektronisch geführt, sind in Papierform
vorliegende Schriftstücke und sonstige Unterlagen nach dem Stand der Technik
zur Ersetzung der Urschrift in ein elektronisches Dokument zu übertragen.
2Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Dokument mit den vorliegenden
Schriftstücken und sonstigen Unterlagen bildlich und inhaltlich übereinstimmt.
3Das elektronische Dokument ist mit einem Übertragungsnachweis zu ver-
sehen, der das bei der Übertragung angewandte Verfahren und die bildliche
und inhaltliche Übereinstimmung dokumentiert. 4Wird ein von den verant-
wortenden Personen handschriftlich unterzeichnetes gerichtliches Schriftstück
übertragen, ist der Übertragungsnachweis mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu versehen. 5Die in
Papierform vorliegenden Schriftstücke und sonstigen Unterlagen können sechs
Monate nach der Übertragung vernichtet werden, sofern sie nicht rückgabe-
pflichtig sind.

§ 24 [A-Limine-Abweisung] 1Unzulässige oder offensichtlich unbegründe-
te Anträge können durch einstimmigen Beschluß des Gerichts verworfen
werden. 2Der Beschluß bedarf keiner weiteren Begründung, wenn der Antrag-
steller vorher auf die Bedenken gegen die Zulässigkeit oder Begründetheit
seines Antrags hingewiesen worden ist.

§ 25 [Grundsätze mündlicher Verhandlung; Urteil, Beschluss]
(1) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet, soweit nichts anderes be-

stimmt ist, auf Grund mündlicher Verhandlung, es sei denn, daß alle Beteiligten
ausdrücklich auf sie verzichten.

(2) Die Entscheidung auf Grund mündlicher Verhandlung ergeht als Urteil,
die Entscheidung ohne mündliche Verhandlung als Beschluß.

(3) Teil- und Zwischenentscheidungen sind zulässig.
(4) Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts ergehen „im Namen

des Volkes“.
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§ 25a [Protokoll und Tonbandaufnahme] 1Über die mündliche Verhand-
lung wird ein Protokoll geführt. 2Darüber hinaus wird sie in einer Tonband-
aufnahme festgehalten; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 26 [Beweiserhebung] (1) 1Das Bundesverfassungsgericht erhebt den zur
Erforschung der Wahrheit erforderlichen Beweis. 2Es kann damit außerhalb der
mündlichen Verhandlung ein Mitglied des Gerichts beauftragen oder mit Be-
grenzung auf bestimmte Tatsachen und Personen ein anderes Gericht darum
ersuchen.

(2) Auf Grund eines Beschlusses mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
Stimmen des Gerichts kann die Beiziehung einzelner Urkunden unterbleiben,
wenn ihre Verwendung mit der Staatssicherheit unvereinbar ist.

§ 27 [Rechts- und Amtshilfe] 1Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden
leisten dem Bundesverfassungsgericht Rechts- und Amtshilfe. 2Fordert das
Bundesverfassungsgericht Akten eines Ausgangsverfahrens an, werden ihm
diese unmittelbar vorgelegt.

§ 27a [Stellungnahme durch sachkundige Dritte] Das Bundesverfas-
sungsgericht kann sachkundigen Dritten Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
ben.

§ 28 [Zeugen und Sachverständige] (1) Für die Vernehmung von Zeugen
und Sachverständigen gelten in den Fällen des § 13 Nummer 1, 2, 2a, 4 und 9
die Vorschriften der Strafprozeßordnung, in den übrigen Fällen die Vorschriften
der Zivilprozeßordnung entsprechend.

(2) 1 Soweit ein Zeuge oder Sachverständiger nur mit Genehmigung einer
vorgesetzten Stelle vernommen werden darf, kann diese Genehmigung nur
verweigert werden, wenn es das Wohl des Bundes oder eines Landes erfordert.
2Der Zeuge oder Sachverständige kann sich nicht auf seine Schweigepflicht
berufen, wenn das Bundesverfassungsgericht mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen die Verweigerung der Aussagegenehmigung für unbe-
gründet erklärt.

§ 29 [Beweistermin] 1Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen
benachrichtigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen. 2 Sie können an
Zeugen und Sachverständige Fragen richten. 3Wird eine Frage beanstandet, so
entscheidet das Gericht.

§ 30 [Form der Verkündung und Entscheidung] (1) 1Das Bundesverfas-
sungsgericht entscheidet in geheimer Beratung nach seiner freien, aus dem
Inhalt der Verhandlung und dem Ergebnis der Beweisaufnahme geschöpften
Überzeugung. 2Die Entscheidung ist schriftlich abzufassen, zu begründen und
von den Richtern, die bei ihr mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. 3 Sie ist
sodann, wenn eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, unter Mitteilung
der wesentlichen Entscheidungsgründe öffentlich zu verkünden. 4Der Termin
zur Verkündung einer Entscheidung kann in der mündlichen Verhandlung
bekanntgegeben oder nach Abschluß der Beratungen festgelegt werden; in
diesem Fall ist er den Beteiligten unverzüglich mitzuteilen. 5Zwischen dem
Abschluß der mündlichen Verhandlung und der Verkündung der Entscheidung
sollen nicht mehr als drei Monate liegen. 6Der Termin kann durch Beschluß
des Bundesverfassungsgerichts verlegt werden.
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